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Text 

2. Hauptstück 

Verfahren 

1. Abschnitt 

Beschwerde 

Beschwerderecht und Beschwerdefrist 

§ 7. (1) Gegen Verfahrensanordnungen im Verwaltungsverfahren ist eine abgesonderte Beschwerde 
nicht zulässig. Sie können erst in der Beschwerde gegen den die Sache erledigenden Bescheid 
angefochten werden. 

(2) Eine Beschwerde ist nicht mehr zulässig, wenn die Partei nach der Zustellung oder Verkündung 
des Bescheides ausdrücklich auf die Beschwerde verzichtet hat. 

(3) Ist der Bescheid bereits einer anderen Partei zugestellt oder verkündet worden, kann die 
Beschwerde bereits ab dem Zeitpunkt erhoben werden, in dem der Beschwerdeführer von dem Bescheid 
Kenntnis erlangt hat. 

(4) Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen den Bescheid einer Behörde gemäß Art. 130 
Abs. 1 Z 1 B-VG oder wegen Rechtswidrigkeit des Verhaltens einer Behörde in Vollziehung der Gesetze 
gemäß Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG beträgt vier Wochen. Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen 
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die Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt gemäß Art. 130 Abs. 1 
Z 2 B-VG beträgt sechs Wochen. Sie beginnt 

 1. in den Fällen des Art. 132 Abs. 1 Z 1 B-VG dann, wenn der Bescheid dem Beschwerdeführer 
zugestellt wurde, mit dem Tag der Zustellung, wenn der Bescheid dem Beschwerdeführer nur 
mündlich verkündet wurde, mit dem Tag der Verkündung, 

 2. in den Fällen des Art. 132 Abs. 1 Z 2 B-VG dann, wenn der Bescheid dem zuständigen 
Bundesminister zugestellt wurde, mit dem Tag der Zustellung, sonst mit dem Zeitpunkt, in dem 
der zuständige Bundesminister von dem Bescheid Kenntnis erlangt hat, 

 3. in den Fällen des Art. 132 Abs. 2 B-VG mit dem Zeitpunkt, in dem der Betroffene Kenntnis von 
der Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt erlangt hat, 
wenn er aber durch diese behindert war, von seinem Beschwerderecht Gebrauch zu machen, mit 
dem Wegfall dieser Behinderung, und 

 4. in den Fällen des Art. 132 Abs. 5 B-VG dann, wenn der Bescheid dem zur Erhebung der 
Beschwerde befugten Organ zugestellt wurde, mit dem Tag der Zustellung, sonst mit dem 
Zeitpunkt, in dem dieses Organ von dem Bescheid Kenntnis erlangt hat. 

Schlagworte 

Befehlsgewalt 

Zuletzt aktualisiert am 

30.06.2021 

Gesetzesnummer 

20008255 

Dokumentnummer 

NOR40196844 


	2. Hauptstück
	Verfahren

	1. Abschnitt
	Beschwerde


